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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des Europäischen 
Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten behinderter Personen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds ^), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Modalitäten der Tätigkeit und der Arbeits- 
weise des Fonds sind in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2396/71 des Rates vom 8. November 1971 zur 
Durchführung des Beschlusses des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds festgelegt“). 

Die Beschäftigungslage der behinderten Personen 
läßt die Notwendigkeit einer gemeinsamen spezifi- 
schen Aktion deutlich werden, um eine bessere Ab- 
stimmung von Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt in der Gemeinschaft zu erreichen. 

Die vom Rat beschlossene Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds ermöglicht die Beteiligung an 
den finanziellen Lasten, die durch die derzeitigen 
oder künftigen Maßnahmen in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten zur Förderung der Beschäftigung und 
der räumlichen und beruflichen Mobilität der behin- 
derten Personen entstehen. 

Der Rat hat ein gemeinschaftliches Aktionspro- 
gramm mit dem Titel „Beschäftigung der Behinder- 
ten in der freien Wirtschaft" über die soziale, be- 
rufliche und medizinische Integration der Behinder- 
ten verabschiedet. 

Angesichts der ermutigenden Ergebnisse, die mit 
geeigneten Methoden und Mitteln für die beruf- 
liche Anpassung oder Wiederanpassung erzielt wor- 
den sind, darf bei der Beteiligung des Fonds keine 
Diskriminierung bestimmter Ursachen oder Arten 
von Behinderungen erfolgen. 


Die Ausübung selbständiger Tätigkeiten ent- 
spricht in einigen Fällen besser den Fähigkeiten der 
behinderten Personen. 

Durch die Beteiligung des Fonds soll das Niveau 
der beruflichen Anpassung und Wiederanpassung 
der behinderten Personen in jedem Mitgliedstaat 
bis zu der im gemeinschaftlichen Aktionsprogramm 
als wünschenswert und möglich erachteten Quali- 
tätsschwelle angehoben werden. 

In den Leitlinien der gemeinsamen Aktion wird 
eine unverzügliche Beteiligung an der Finanzierung 
von Programmen empfohlen, deren Ziel es ist, die 
Verbreitung geeigneter Methoden und Mittel zur 
beruflichen Anpassung und Wiederanpassung sowie 
die Entwicklung von Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung eines globalen und kontinuierlichen beruf- 
lichen Anpassungs- und Wiederanpassungsprozes- 
ses zu gewährleisten — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

1 . Zuschüsse des Fonds können gemäß Artikel 4 
des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 für 
Maßnahmen gewährt werden, die die Beschäfti- 
gung und die räumliche und berufliche Mobilität 
der behinderten Personen fördern, welche in 
dem vom Rat verabschiedeten gemeinschaftlichen 
Aktionsprogramm „Beschäftigung der Behinder- 
ten in der freien Wirtschaft" erfaßt sind. 

In diesem Rahmen interveniert der Fonds unab- 
hängig von Ursprung und Art der Behinderung 
zugunsten von Personen, die erwartungsgemäß 
nach funktioneller Wiederertüchtigung sowie 
nach beruflicher Anpassung oder Wiederanpas- 
sung eine Tätigkeit als abhängige Beschäftigte 
ausüben können. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Dezember 1973 - 1/4 - 680 70 - E - So 12/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 22, November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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2. Zuschüsse aus dem Fonds können unter den in 
Absatz 1 genannten Bedingungen auch für Maß- 
nahmen zugunsten behinderter Personen ge- 
währt werden, die im gemeinschaftlichen Ak- 
tionsprogramm erfaßt sind und eine selbstän- 
dige Tätigkeit ausüben sollen. 


Artikel 2 

Für die in Artikel 1 genannten Maßnahmen des 
gemeinschaftlichen Aktionsprogramms können Zu- 
schüsse aus dem Fonds gewährt werden, sofern 
diese Maßnahmen der Verwirklichung eines Pro- 
gramms dienen, das speziell darauf abgestellt ist; 

— bei amtlich zugelassenen Stellen oder Anstalten, 
deren Verzeichnis jährlich von der Kommission 
aufgestellt wird, in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten Lehrgänge durchzuführen, die 
der Verbreitung geeigneter Methoden und Mit- 
tel für die berufliche Anpassung und Wiederan- 
passung dienen; 

— auf lokaler und regionaler Ebene Maßnahmen 
zur beruflichen Anpassung und Wiederanpas- 
sung zu entwickeln, mit denen ein umfassender 
und kontinuierlicher beruflicher Anpassungs- 
beziehungsweise Wiederanpassungsprozeß von 
der Behinderung bis zur Arbeitsaufnahme ver- 
wirklicht werden kann, die eine ständige Koordi- 
nierung der beteiligten Dienststellen gewähr- 
leisten und die behinderten Personen nicht von 
den übrigen Personen isolieren. Während eines 
Zeitraums von drei Jahren kann bei der Zuwei- 
sung der für derartige Aktionen vorgesehenen 
Mittel nach Maßgabe der Erfordernisse denjeni- 
gen Maßnahmen Vorrang eingeräumt werden, 


die der Ausbildung und Fortbildung des erfor- 
derlichen Ausbildungspersonals und technischen 
Personals dienen. 


Artikel 3 

Zuschüsse des Fonds können nach diesem Beschluß 
für Beihilfen gewährt werden, deren Verzeichnis in 
der Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 des Rates vom 
8. November 1971 über die Beihilfen, zu denen Zu- 
schüsse aus dem Europäischen Sozialfonds gewährt 
werden können enthalten ist. 


Artikel 4 

Unbeschadet der Anwendung von Artikel 11 des 
Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 prüft die 
Kommission, ob es zweckmäßig ist, die Bestimmun- 
gen dieses Beschlusses nach Ablauf von sechs Jah- 
ren vom Zeitpunkt des Inkrafttretens ganz oder 
teilweise aufrechtzuerhalten. Sie wird dem Rat ge- 
gebenenfalls entsprechende Vorschläge unterbreiten. 


Artikel 5 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 58 


3 



Drucksache 7/1 462 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


Die Behinderten - ein politisches Problem 

1. In den Ländern der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft werden sich die verantwortlichen 
Kreise in immer stärkerem Maße der Probleme be- 
wußt, die die Behinderten aufwerfen. 

Die Zahl der Menschen, deren Arbeitsfähigkeit auf- 
grund einer Behinderung herabgesetzt ist, nimmt 
zu. Obgleich es keine genauen statistischen An- 
gaben gibt, spricht man nach zuverlässigen Schät- 
zungen von mehreren Millionen Behinderten, also 
einem relativ hohen Prozentsatz der Erwerbsbevöl- 
kerung. In wirtschaftlicher Hinsicht stellen so viele 
behinderte Menschen eine nicht unbedeutende Be- 
lastung dar. Die nicht rehabilitierten Behinderten 
haben keinen Anteil am Produktionsprozeß, sind 
keine Normalverbraucher, tragen nicht zum Steuer- 
aufkommen bei und belasten nicht unbeträchtlich 
den Sozialhaushalt. Durch Wiedereingliederung der 
Behinderten in das aktive Leben können diese Nach- 
teile behoben und ein beträchtlicher Beitrag zur 
Deckung des Arbeitskräftebedarfs geleistet werden. 

Schließlich tragt die berufliche und gesellschaftliche 
Wiedereingliederung vor allen Dingen durch die 
von ihr geschaffene Motivation und Dynamik zur 
Selbständigkeit und Eigenverantwortung der Behin- 
derten bei. Sie ist einer der Hauptbestandteile einer 
Sozialpolitik im Dienste der Behinderten. 


Ermutigende Ergebnisse der Rehabilitation 

2. Eine Schätzung der jeweiligen Kosten anhand 
von Maßnahmen, die sich in der Gemeinschaft aus- 
gezeichnet bewährt haben, zeigt, daß die Rehabili- 
tationskosten nicht nur weitgehend durch die Ein- 
sparung der Soziallasten ausgeglichen werden, son- 
dern daß sie überdies aufgrund des Beitrags zum 
Sozialprodukt, der sich aus der Wiedereingliederung 
der Behinderten in das Wirtschaftsleben ergibt, eine 
höchst produktive Investition darstellen. 

Nach den auf der Grundlage der Bestimmungen 
der Invalidenversicherung in der Bundesrepublik 
Deutschland vom Institut für die Förderung der 
Rehabilitation in Heidelberg erstellten Berechnun- 
gen beträgt das Verhältnis Kosten/Einsparung an 
Sozialversicherungslasten 1 zu 9, das Verhältnis 
Kosten/Beitrag zum Sozialprodukt 1 zu 32. 

Diese Zahlen haben eine große Bedeutung. Sie 
rechtfertigen vom wirtschaftlichen Aspekt her eine 
Politik humaner und sozialer Zielsetzungen, die 
jedenfalls vorrangig sein müssen. Diese Politik 
stellt auch nicht eine einfache Hilfeleistung gegen- 
über den Behinderten dar, sondern besteht in Aus- 
bildungsmaßnahmen, die ihre völlige Integration 
in das Berufs- und Gesellschaftsleben zum Ziel 
haben. 


3. Dies läßt sich indessen nur erreichen, wenn aus- 
reichende personelle, räumliche und finanzielle Vor- 
aussetzungen es ermöglichen, die im Bereich der 
Forschung, Ausrüstung, Behandlung und Methodik 
erzielten echten Fortschritte bei der Rehabilitation 
anzuwenden. 

Angesichts der ständig steigenden Zahl von Behin- 
derten und der steigenden qualitativen Anforderun- 
gen an ihre Wiedereingliederung wird eine optimale 
Ausnutzung der verfügbaren bzw. noch zu schaffen- 
den Mittel notwendig. Das erklärt, warum man 
immer mehr dazu neigt, diese optimale Ausnutzung 
mit Hilfe eines allen neun Mitgliedstaaten gemein- 
samen Aktionsprogramms zu erreichen. 

Ziel: eine gemeinsame Aktion 

4. Deshalb hat der Rat im März 1969 den Wunsch 
geäußert, daß ihm die Kommission ein gemeinsames 
Aktionsprogramm für die soziale, berufliche und 
medizinische Wiedereingliederung der Behinderten 
vorlegen solle ^). 

Dieser Wunsch hat zu verschiedenen Maßnahmen 
geführt, deren bemerkenswerteste folgende sind: 

— eine erste Mitteilung der Kommission an den 
Rat über die Probleme der sozialen, beruflichen 
und medizinischen Wiedereingliederung von Be- 
hinderten im Dezember 1970; 

— ein Kolloquium über die berufliche Anpassung 
und Eingliederung von Behinderten, das von der 
Kommission im Mai 1971 in Luxemburg veran- 
staltet wurde; 

— ein Seminar über die berufliche Wiederanpas- 
sung von Behinderten, das von der Kommission 
im Juni 1972 in Heidelberg abgehalten wurde; 

— ein Zwischenbericht an den Rat im Januar 1973 
in Form eines Arbeitsdokuments über die Arbei- 
ten der von der Kommission eingesetzten Ar- 
beitsgruppe, die beauftragt ist, einen langfristi- 
gen Programmentwurf für die soziale, berufliche 
und medizinische Wiedereingliederung von Be- 
hinderten auszuarbeiten. 

Diese Ansätze werden gemeinsam von den Rats- 
stellen und den Dienststellen der Kommission ge- 
prüft. 

‘i) Siehe Anlage Dokument Nr. 1964/73/D - Gemeinsames 
Aktionsprogramm - „Besdiäftigung von Behinderten 
in der freien Wirtschaft". Dieses Dokument behandelt 
den ersten Teil des gemeinsamen Aktionsprogramms 
für die gesellschaftliche, berufliche und medizinische 
Eingliederung von Behinderten. Das Programm muß 
auf die Beschäftigung von Behinderten an beschützen- 
den Arbeitsstätten ausgeweitet werden. 
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Der Sozialfonds im Dienste einer gemeinsamen 
Aktion 

5. Bei der Aussprache über die Art des gemein- 
samen Aktionsprogramms haben mehrere Regie- 
rungsdelegationen unmißverständlich den Wunsch 
geäußert, den Fonds zur Förderung der neuen Initia- 
tiven im Rahmen dieses Programms einzusetzen. Die 
Kommission teilt diese Ansicht. 

Aktion des Fonds im Bereich der Rehabilitation 
behinderter Arbeitnehmer 

6. Der Fonds kann heute kraft Artikel 5 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 zugunsten von Be- 
hinderten eingreifen, von denen man annimmt, daß 
sie nach ihrer funktionellen Wiederertüchtigung und 
beruflichen Anpassung oder Wiederanpassung eine 
berufliche Tätigkeit ausüben können. 

Der Fonds übernimmt vor allem die notwendigen 
Ausgaben für die Anpassung an den Arbeitsplatz 
und für die Wiederherstellung der Fiinktionsfähig- 
keit von Behinderten im Hinblick auf den Erwerb 
bejUiiicher P'ertlgkeiten, ohne Arztkosten. 

k Indessen interveniert der Fonds außer zur Be- 
seitigung der Arbeitslosigkeit und anhaltender, 
strukturell bedingter Unterbeschäftigung kraft des 
gleichen Artikels 5 ebenfalls bei der Heranbildung 
hochqualifizierter Arbeitskräfte sowie zugunsten an- 
derer, besonders benachteiligter Personengruppen, 
nämlich älterer Arbeitnehmer, Fraium und Jugend- 
lichen ohne Qualifikationen. 

Es stelll sidi infolgedessen das Problem, unter den 

' 7 II 1 F i»' ’i -K» /-l ^ 1^. r ♦ T-t K /f P 1-4 'v T“> T-vi \ ^ A 
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und eine qualitative Schwelle festzu legen, bei der 
die Betcilüiuiig der GemeinsdraU Sinn hat. 

Um daher den Fonds mit Rücksicht auf seinen Auf- 
trag zu einem Inslrument der Unters tütziing und 
Förderung der für die Rehabilitö lion der Beliinder- 
ten geeignetslen Methoden und MR. Lei z.u machen 
und um die von den Mitgiic'dstaaLen beschlossene, 
gemeinsam im Rahmen _des Gemeinschafispro- 
gramms durchzuführende Aktion der Eingliederung 
der Behinderten in die freie Wirtschaft so wirksam 
wie möglidi zu gestalten, ist es erfordcrHch, ein spe- 
zifisches Tä' igwerden des Fonds vorziisehen. 

Deshalb schlägt die Kommission dem Rat vor, einen 
besonderen Beschluß gemäß Artikel 4 des Ratsbe- 
schlusscs vom 1. Februar 1971 zu fassen, der die Ge- 
währung von Fondszuschüssen für die goseilGchaft- 
liche und berufliche Wiedereingliederung von Be- 
hinderten gemäß den nachstehenden Zielsetzungen 
und Modalitäten vorsieht. 

Die Ziele der Beteiligung des Fonds 

8. Der Fonds soll sich nicht an allen Maßnahmen zur 
Rehabilitation von Behinderten in den Mitgliedstaa- 
ten beteiligen. 

Die Aufgaben des Fonds in diesem Bereich sollen an 
die Zielsetzungen gebunden sein, die im gemein- 


samen Aktionsprogramm für die soziale, berufliche 
und medizinische Wiedereingliederung von Behin- 
derten angestrebt werden. 

Bei der Beteiligung des Fonds soll die jeweilige 
Situation der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 
quantitativen und qualitativen Zielsetzungen des 
gemeinsamen Aktionsprogramms berücksichtigt wer- 
den. So sollte der Fonds beispielsweise nicht tätig 
werden, wenn es sich um Vorhaben handelt, die von 
Zentren durchgeführt werden, deren Mittelaufbrin- 
gung normalerweise gewährleistet ist und bei denen 
die Leistungen vom Mitgliedstaat qualitativ als aus- 
reichend anerkannt werden. 

Die Zuschüsse des Fonds müßten darauf abzielen, 
das Niveau der beruflichen Anpassung der Behin- 
derten in jedem Staat auf die im gemeinsamen Ak- 
tionsprogramm als möglich und wünschenswert an- 
gesehene Qualitätsstufe anzuheben. Dies wäre durch 
eine teilweise Übernahme der Kosten für die Besei- 
tigung der Flindernisse, die der Verwirklichung einer 
dem gemeinsamen Aktionsprogramm entsprechen- 
den RehabiiildL'onspolitik im Wege stehen, und ins- 
besondere durch die Finanzierung der Anwendung 
der im Bereich der Forschung, Ausrüstung und Me- 
thodik der Rehabilitation erzielten Fortschritte mög- 
Üde 

9. Der I'onds soll jeweils dort, wo die finanziellen 
VF tel tehien, dazu beitragen, daß neue und bewähr- 

PiMk'diCcn angewandt werden, die auf einem um- 
fassenden und fortgesetzten Prozess der Wiederein- 
gliederung, vom Beginn der Behinderung bis zur 
WiederbeschäJtigung, beruhen und besonderen 
Nachdruck legen auf den beruflichen und geseil- 
schaffbehen Aufstieg, die innere Bereitschaft des Be- 
hinderten zur Wiedereingliederung sov/ie auf die 
Vermeidung der Isolierung des Behinderten. 

Der Fonds soll deshalb besonders in Fällen, in de- 
nen ein spürbarer Bedarf voriiegt, zur Heranbildung 
des Ausbildiings- und Fachpersonals beitragen. 

Beteiligungsbereiche des Fonds 

10. Die Zuschüsse des Fonds könnten Behinderten 
gewährt werden, die eine selbständige oder unselb- 
ständige Tätigkeit ausüben werden (mit Ausnahme 
der schulpflichtigen Behinderten). 

Der Fonds soll ungeachtet der Ursachen und der Art 
der Behinderung - Störungen der m-otorisdien, sen- 
sorischen, geistigen und seelischen Funktionen sowie 
der Funktionen der inneren Organe - tätig werden. 

Die Tätigkeit des Fonds soll sich auf die berufliche 
Anpassung und Wiederanpassung konzentrieren. 
Von den verschiedenen Stufen der Wiedereinglie- 
derung ist nämlich die berufliche Anpassung bis 
jetzt am besten erschlossen worden und bietet folg- 
lich die besten Chancen für eine erfolgreiche Aktion. 
Diese schließt auch zugleich den Eingliederungspro- 
zeß ab, d. h. sie ist gleichzeitig Voraussetzung und 
Mittel. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des Europäischen 
Soziaifonds zugunsten von Arbeitnehmern, die innerhaib der Gemeinschaft zu- und 
abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds, insbesondere auf Artikel 4 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Tätigkeit und das Funktionieren des Fonds 
sind in der Verordnung (EWG) Nr. 2396/71 des Ra- 
tes vom 8. November 1971 zur Durchführung des 
Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 über die 
Reform des Europäischen Sozialfonds geregelt. 

Der Rat und die im Rat vereinigten Regierungs- 
vertreter der Mitgliedstaaten gingen auf der Rats- 
tagung vom 12. Juni 1972 von den Überlegungen 
und Schlußfolgerungen zum Memorandum der italie- 
nischen Regierung über die Beschäftigungspolitik in 
der Gemeinschaft aus und forderten die Kommission 
auf zu prüfen, inwieweit der Europäische Sozial- 
fonds zugunsten bestimmter Formen der behördlich 
geförderten Freizügigkeit und von Maßnahmen zur 
Erleichterung der Wanderung von Arbeitnehmern 
zwischen den Mitgliedstaaten tätig werden kann. 

Das auf dem Arbeitsmarkt innerhalb der Gemein- 
schaft festgestellte Ungleichgewicht macht, für viele 
Erwerbstätige die Auswanderung zu einer Notwen- 
digkeit. 

Das Ausmaß dieser Wanderung und die Folgen, 
die sie sowohl für die Beschäftigungslage als auch 
für die Industrie- und Regionalentwicklung hat, ma- 
chen eine besondere gemeinsame Aktion zugunsten 
der betroffenen Arbeitnehmer notwendig. 

Die besondere gemeinsame Aktion bezweckt 
einen besseren Einsatz der Wanderarbeitnehmer, 
wobei sowohl der Wachstumsbedarf der Gastländer 
als auch der Entwicklungsbedarf der Herkunftslän- 
der zu berücksichtigen ist. 

Außerdem müssen die sozialen und humanitären 
Bedingungen, unter denen die Wanderung erfolgt, 
verbessert und nach und nach die Gleichbehandlung 
von heimischen und ausländischen Arbeitnehmern 
erreicht werden. 

Um den Interventionen des Fonds zugunsten von 
Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern, größere Wirksamkeit und Kontinui- 
tät während der einzelnen Wanderungsphasen zu 


verleihen, müssen die vom Fonds unterstützten Maß- 
nahmen sich sinnvoll in ein integriertes Programm 
einfügen. 

Ferner ist es erforderlich, die Eingliederung der 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien in die so- 
ziale und berufliche Umwelt vor allem durch Ausbil- 
dungsmaßnahmen zugunsten von Sozialberatern und 
von Lehrkräften zu fördern, die Wanderarbeitneh- 
merkindern Eingliederungsunterricht erteilen. 

Die vom Rat beschlossene Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds ermöglicht die Beteiligung an den 
finanziellen Lasten, die in den einzelnen Mitglied- 
staaten durch die derzeitigen oder künftigen Maß- 
nahmen zur Förderung der Beschäftigung und geo- 
graphischen und beruflichen Mobilität entstehen - 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 
Integrierte Programme 

1. Zuschüsse des Fonds können gemäß Artikel 4 
des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 für 
Maßnahmen gewährt werden, die zu einem inte- 
grierten Programm zur Förderung der beruflichen 
Verwendbarkeit und der räumlichen und beruf- 
lichen Mobilität von Personen gehören, welche 
mit Ausnahme von Grenzarbeitnehmern inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern oder 
zu oder abgewandert sind, um hier einer Beschäf- 
tigung nachzugehen. 

Unter integriertem Programm ist die Gesamtheit 
der Maßnahmen zu verstehen, die notwendig 
sind, um die Wirksamkeit und Kontinuität der 
Maßnahmen zu gewährleisten, die die aufein- 
anderfolgenden Phasen der Wanderung verbin- 
den und von der Vorbereitung der Abwanderung 
bis zur Rückkehr in das Herkunftsland reichen 
können. Diese Programme müssen den Zielset- 
zungen der industriellen und regionalen Entwick- 
lungspolitik entsprechen, die im Rahmen der von 
der Gemeinschaft aufgestellten gemeinsamen Ak- 
tionen definiert sind. 

2. Zuschüsse des Fonds können nach Absatz 1 die- 
ses Artikels für alle Beihilfen gewährt werden, 
deren Verzeichnis in der durch die Verordnung 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 


6 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1462 


Nr. . . . geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2397/ 
71 des Rates vom 8. November 1971 über die Bei- 
hilfen, zu denen Zuschüsse aus dem Europäischen 
Sozialfonds gewährt werden können'^), enthalten 
ist. 


Artikel 2 
Bildungsmaßnahmen 

1 . Zuschüsse des Fonds können gemäß Artikel 4 des 
Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 auch für 
Maßnahmen gewährt werden, die zwar nicht zu 
einem integrierten Programm gehören, aber die 
Aufnahme und Eingliederung in die soziale und 
berufliche Umwelt von Personen (mit Ausnahme 
von Grenzgängern) und ihren Familienmitglie- 
dern erleichtern sollen, die ihr Heimatland ver- 
lassen haben, um einer Beschäftigung in einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft nachzugehen. 

2. Zuschüsse des Fonds können nach Absatz 1 die- 
ses Artikels für die Beihilfen B 20 bis 25 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2397/71 gewährt werden. 


Artikel 3 

Sozialberater und Lehrpersonal 

1. Zuschüsse des Fonds gemäß Artikel 4 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 können außer- 
dem für Maßnahmen gewährt werden, die zur 
Förderung der Ausbildung und Fortbildung der 
Sozialberater sowie des Lehrpersonals dienen, 
das damit betraut ist, den Wanderarbeitnehmern 
und ihren Kindern Eingliederungsunterricht zu 
erteilen. 

2. Zuschüsse des Fonds können nach Absatz 1 für 
die Beihilfen A 10 bis A 23 und B 10 bis B 22 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 gewährt wer- 
den. 


Artikel 4 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tag nach seiner Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


=^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 58 
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Begründung 


In den letzten Jahren war die Situation am Arbeits- 
niarkt innerhalb der Gemeinschaft durch ein wach- 
sendes Mißverhältnis zwischen Angebot und Nach- 
frage gekennzeichnet. Dieses Ungleichgewicht hat zu 
einer stetigen Zuwanderung von Arbeitskräften ge- 
führt, die auf der Suche nach Beschäftigung aus ent- 
wicklungsschwachen Regionen in die industriellen 
Ballungsgebiete einströmen. Ohne Einschluß der 
Wanderungen innerhalb der Ländergrenzen waren 
Anfang 1973 in den neun Mitgliedstaaten rund 
6 200 000 Wanderarbeitnehmer beschäftigt. 

Das Problem dej Wanderung ist indessen kein rei- 
nes Beschäftigungsproblem. Die Wanderbewegun- 
gen tragen zwar zunächst dazu bei, die akute Ar- 
beitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung in den Ab- 
wanderungsgebieten zu lindern, doch können sie zu- 
gleich die Entwicklungschancen der betreffenden Re- 
gionen schwer gefährden, weil oft gerade die jüng- 
sten und dynamischsten Kräfte abwandern. Aber 
die Wandorbewegungen sind auch problematisch für 
die aufnehmenden Industrieländer, wo gewisse mit 
der Anwesenheit immer größerer Kontingente von 
Gastarbeitern verbundene negative Aspekte lang- 
fristig deren Wirtschaftlichkeit in Frage zu stellen 
scheinen. 

Sei es auf der Ebene der Beschäftigungspolitik im 
allgemeinen oder in dem engeren Rahmen der Ak- 
tionen des Sozialfonds - das gemeinschaftliche Vor- 
gehen darf sich nicht länger politisch in der Hinnah- 
me des heutigen Ausmaßes bzw. der bestehenden 
Tendenzen der Wanderbewegungen erschöpfen. Jeg- 
liche Aktion zugunsten der XYanderarbeitRehmer 
muß vieiinehr Teil einer umfassenderen Politik sein, 
welche die Aspekte der Beschäftigung mir. den zwin- 
genden NotwendigkeitQn der industriellen und re- 
gionalen Entwicklung verbindet und die folgenden 
Ziele zu verwirklichen trachtet: 

— Verbesserung der Bedingungen, unter denen sich 
die Wanderung der Arbeitnehmer und ihre Ein- 
gliederung in die neue Arbeitswelt vollzieht, vor 
allem durch Schafiung einer sozialen Infrastruk- 
tur, die die Wanderung in ihren VGrschiedenen 
Phasen begleitet; 

— optimaler Einsatz der Arbeitskräfte zugunsten 
einer Wirtschaft, die den Wachstumsbedarf der 
zentralen Regionen mit den Entwicklungspriori- 
täten der Rückstandsgebiete ins Gleichge wich! 
bringt, wuis etwa die Mobilisierung von Kapital 
zur Förderung der Investitionen in diesen Ge- 
bieten einschließt. 

Die Gemeinschaft hat sich bis heute noch nicht die 
Mittel einer kohärenten Gastarbeiterpolitik gege- 
ben und auch noch nicht weit genug vorgearbeitet, 
um diese Politik in die gemeinschaftliche Industrie- 
und Regionalpohtik einzubeziehen. Dagegen kann 
sie schon jetzt mit Hilfe des Sozialfonds, und insbe- 


sondere auf Grund von Artikel 4 des Ratsbeschlus- 
ses vom 1. Februar 1971, eine besondere gemein- 
schaftliche Aktion einleiten, die ihr Tätigwerden 
zugunsten der Wanderarbeitnehmer selektiv so aus- 
richtet, wie es den Zielen entspricht, welche sie sich 
gesetzt hat. 

Im Rahmen einer besonderen gemeinschaftlichen 
Aktion kraft Artikel 4 sollte der Fonds zunächst 
zur Förderung von Maßnahmen eingesetzt werden, 
die Bestandteil von integrierten Programmen zugun- 
sten der innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwan- 
dernden Arbeitskräfte sind. Diese Wahl impliziert, 
daß denjenigen Maßnahmen Priorität eingeräiimt 
wird, welche die Wirksamkeit und Kontinuität der 
Aktion über die einzelnen Phasen der Wanderung 
- von der Vorbereitung der Abwanderung bis hin 
zur Rückkehr ins Herkunftsland - gewährleisten, 
und die zugleich die volle Gewähr dafür bieten, daß 
die beschäfdgungspolitischen Maßnahmen mit dem 
Ziel der gemeinschaftlichen Industrie- und Regional- 
politik vereinbar sind. Es gilt ferner zu vermeiden, 
daß der Sozialfonds durch eine Verzettelung seiner 
Beihilfen Gefahr läuft, zur Wanderung noch anzii- 
reizen, statt sie im Rahmen zu halten-, eine solche 
Politik würde weder den Wanderarbeitnehmern 
selbst noch einer harmonischen Entwicklung der Ge- 
meinschaft dienen. 

Diese Wahl liegt auch auf der Linie der Orientie- 
rung, zu denen die Vertreter der Regierungen dor 
Mitgliodstaaten irn Juni 1972 gelang!: sind, als sie 
die Kommission in den Anmerkungen und Schlußfol- 
gerungen zu dem Memorandum der italienischen 
Regierung über die Arbeitsmarktlage in der Ge- 
meinschaft aufierderten, die Möglichkeit einer Be- 
teiligung des Fonds zur Förderung von unterstülz- 
fen VVmdcrLingsprogrammen zu prüfen. 

Lim die zu integrierten Programmen gehörenden 
Maßnalimen so wirksam wie möglich zu unterstüt- 
zen, müssen sie in den Genuß aller nach Verord- 
nung 2397/71 vorgesehenen Zuschüsse sowie der 
neuen Beihilfen kommen, die Gegenstand einer er- 
gänzenden Verordnung sind (siehe Anhang zu die- 
sem Vorschlag). 

Die Beteiligung des Sozialfonds zugunsten der V'or- 
bereüung der Abwanderung aus dem Herkunfts- 
land und der Erleichterung der Rückkehr dorthin ist 
nach den in Kraft befindlichen Bestimmungen nur in- 
nerhalb der Gemeinschaft möglich, Es erscheint hin- 
gegen nidit gerechtfertigt, alle diejenigen Wander- 
arbeitnehmer, die zum Beispiel aus Drittländern 
kommen und nur schwer den Zugang zu Program- 
men der organisierten Wanderung finden, von den 
Maßnahmen der Betreuung, die vor aüem zur Er- 
leichterung der Eingliederung in das neue gesell- 
schaftliche und berufliche Milieu geboten wird, aus- 
zuschließen. Daher wird allen Wanderarbeitneh- 
mern, die sich in der Gemeinschaft aufhalten, selbst 
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wenn sie außerhalb eines unterstützten Wande- 
rungsprogramms stehen, Zugang zu den Hilfen zur 
Erleichterung des Einlebens ihrer selbst und ihrer 
Familienangehörigen im Arbeitsmilieu und im Auf- 
nahmeland gewährt. 

Um die Gesamtheit der oben umrissenen Beihilfen 
einschließlich der neuen Beihilfen optimal wirksam 
zu gestalten, bedarf es an den Schaltstellen, ' mit 
denen die Gastarbeiter zwangsläufig zu tun haben 
werden, fähiger, verantwortlicher Kräfte. Der Sozial- 
fonds ist vorrangig dazu berufen, zur Heranbildung 
derjenigen Personen beizutragen, von denen der Er- 
folg aller zugunsten der Wanderarbeitnehmer ge- 
troffenen Maßnahmen abhängt, gleichgültig, ob es 
sich um Gesamtprogramme oder Betreuungsaktionen 
handelt: der Sozialhelfer und der besonderen Lehr- 
kräfte, welche Anpassungsunterricht erteilen. 

Der Wanderarbeitnehmer begegnet auf seinem We- 
ge unweigerlich einer Reihe von öffentlichen, halb- 
amtlichen oder uneigennützigen privaten Organisa- 
tionen, die sämtlich darauf spezialisiert sind, ihm zu 
helfen. Diese Organisationen nehmen so verschie- 
dene Aufgaben wahr wie die praktische Information, 
den psychologischen, ärztlichen und sozialen Bei- 
stand, materielle Hilfen, Stellenberatung und Er- 
wachsenenbildung. Von den Mitarbeitern wird Viel- 
seitigkeit verlangt. Jede Maßnahme zur Eörderung 
der Ausbildung derartiger Kräfte wird unmittelbar 
dazu beitragen, die Qualität und Wirksamkeit der 
Betreuungsstrukturen zu steigern, und gleichzeitig 
werden so erfahrene Gesprächspartner für die Aus- 


arbeitung von Aktionsprogrammen, an deren Ver- 
wirklichung sich der Sozialfonds gegebenenfalls 
finanziell beteiligen kann, herangebildet. 

Ferner ist es unumgänglich, die Aus- und Weiterbil- 
dung der Lehrkräfte für den Anpassungsunterricht 
für die Kinder von Wanderarbeitnehmern zu er- 
leichtern. Diese Maßnahme bildet die logische Er- 
gänzung zu dem Vorschlag, wonach die Ausgaben 
für den Anpassungs-, Nachhilfe- und Einführungs- 
unterricht für Gastarbeiterkinder vom Sozialfonds 
erstattungsfähig gemacht werden sollen (dieser Vor- 
schlag wird in der Anlage betreffend neue Beihil- 
fen zugunsten von Wanderarbeitnehmern vorge- 
legt). Die in der Verordnung 2397/71 EWG vorge- 
sehenen Beihilfen A 10 bis 23 und B 10 bis 22 sind 
wie geschaffen dafür, die Ausbildungsmaßnahmen 
zugunsten dieser Personen zu erleichtern. 

Schließlich bleiben von einer Förderung nach Arti- 
kel 4 des Fonds die Maßnahmen zugunsten derjeni- 
gen Arbeitnehmer, die innerhalb der Grenzen ihres 
Landes wandern, ausgeschlossen. Diesen Arbeitneh- 
mern stehen nämlich die homogeneren Sozialhilfe- 
strukturen ihres eigenen Landes zur Verfügung, und 
die Maßnahmen zu ihren Güsten können weitgehend 
nach Artikel 5 gefördert werden. Ausgenommen von 
Beihilfen nach Artikel 4 müssen ferner die Grenz- 
arbeitnehmer bleiben, die in der Mehrzahl der Fälle 
eine sehr enge Verbindung zu ihrer Familie und 
zum Herkunftsland aufrechterhalten und die Unan- 
nehmlichkeiten der Trennung wesentlich weniger 
stark empfinden. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates für die neuen Beihilfen zugunsten von 
Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2396/71 
des Rates vom 8. November 1971 zur Durchführung 
des Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds ^), insbe- 
sondere auf Artikel 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat kraft Artikel 4 seines Beschlusses 
vom 1. Februar 1971 am ..... einen Beschluß über 
die Beteiligung des Europäischen Sosialfonds zu- 
gunsten derjenigen Arbeitnehmer gefaßt, die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- oder abwandern. Infolge- 
dessen ist es zur besseren Verwirklichung der Ziele 
der nach diesem Beschluß vorgesehenen besonde- 
ren gemeinsamen Aktion notwendig, die in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2397/71 vom 8. November 1971 ^) 
aufgestellte Liste der Beihilfen, zu denen Zuschüsse 
aus dem Europäischen Sozialfonds gewährt werden 
können, zu ergänzen. 

Um die Aufnahme und Integration dieser Perso- 
nen sowie ihrer Familien in die soziale und beruf- 
liche Umwelt zu erleichtern, sind Beihilfen zur För- 
derung der schulischen Eingliederung der Wander- 
arbeitnehmerkinder sowie zur Bereitstellung von 
Wohnmöglichkeiten für die Wanderarbeitnehmer 
und ihre Familien während der ersten Monate nach 
ihrer Ankuft im Gastland vorzusehen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Liste der in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2396/71 vorgesehenen Beihilfen, für die 


Zuschüsse des Fonds gemäß Artikel 4 des Ratsbe- 
schlusses vom 1. Februar 1971 möglich sind, ist in 
folgender Weise zu ergänzen: 

B 24 — die Aufwendung für besonderen Unterricht, 
der Kinder von Wanderarbeitnehmern er- 
teilt wird; die Leistung deckt die zusätz- 
lichen Kosten, die für die besondere Aus- 
richtung des Unterrichts im Vergleich zum 
normalen Unterrichtsprogramm aufzuwen- 
den sind; 

B 25 — die Aufwendungen für die Unterbringung 
der Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami- 
lien in Heimen; diese Aufwendungen dek- 
ken jedoch nur einen Zeitraum von 6 Mo- 
naten von der Ankunft der jeweiligen Per- 
sonen im Gastland an gerechnet. 


Artikel 2 

Die Beihilfe B 25 fällt unter Artikel 2 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 in die Liste der 
Beihilfen, für die ein Höchstbetrag für den Zuschuß 
des Fonds festgesetzt ist. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt zum gleichen Zeitpunkt wie 
der Ratsbeschluß über die Beteiligung des Fonds 
zugunsten von Arbeitnehmern in Kraft, die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

(noch zu veröffentlichen) 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November l971, S. 58 
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Begründung 


Die Zunahme der Wanderungen in den letzten zehn 
Jahren und die Probleme, die sich sowohl hinsicht- 
lich der Beschäftigung als auch hinsichtlich der indu- 
striellen und regionalen Entwicklung der Gemein- 
schaftsländer daraus ergeben, haben die Kommission 
veranlaßt, dem Rat vorzuschlagen, im Rahmen. einer 
besonderen gemeinsamen Aktion gemäß Artikel 4 
des Grundbeschlusses über die Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds Zuschüsse aus diesem Fonds 
für Maßnahmen zugunsten derjenigen Wanderar- 
beitnehmer zu gewähren, die innerhalb der Gemein- 
schaft zu- und abwandern. 

Zur besseren Verwirklichung der Ziele dieser beson- 
deren gemeinsamen Aktion hält es die Kommission 
für erforderlich, die Beteiligungsmöglichkeiten nach 
dem Verzeichnis der Beihilfen der Verordnung Nr. 
2397/71 durch weitere Beihilfen zu ergänzen, durch 
die der Schulbesuch der Kinder von Wanderarbeit- 
nehmern gefördert und die erste Unterbringung 
nach der Ankunft im Gastland erleichtert werden 
soll. 


Schulbesuch der Kinder 

ln den letzten Jahren wurde eine zunehmende Ten- 
denz zum Seßhaftwerden der Wanderarbeitnehmer 
im Aufnahmeland festgestellt. Dies spiegelt sich in 
der Verlängerung des Auslandsaufenthaltes und in 
der steigenden Anzahl der Familienzusammentüh- 
rungen wider. Es sei daran erinnert, daß die Zahl 
der in der Gemeinschaft ansässigen Kinder im schul- 
pflichtigen Alter auf 2 Millionen geschätzt wird. 

Beim Eintritt dieser Kinder ins Berufsleben zeigt 
sich der versäumte Schulbesuch am deutlichsten. 
Dieses Versäumnis ist besonders auf den durch die 
schulische Umstellung verursachten Bruch der kul- 
turellen Entwicklung zurückzuführen. 

Besondere Bemühungen sind erforderlich, um die 
negativen Auswirkungen der Wanderung auf die 
zweite Generation einzuschränken. Es wurden ver- 
schiedene Maßnahmen in Form von Nachführungs- 
oder Einführungskursen zur Förderung der stufen- 
weisen Eingliederung der Kinder getroffen. Von 
verschiedener Seite wurde in diesem Zusammen- 
hang angeregt, in den Gebieten mit starker Zuwan- 
derung „europäische'' Schulen zu schaffen, welche 
die Möglichkeit einer auf zwei Kulturen ausgerich- 
teten Ausbildung bieten. 

Die Kommission schlägt vor, daß der Sozialfonds zu- 
sätzlich zu den Kosten für den Sprachunterricht (in 
der Beihilfe B 22 bereits vorgesehen) auch die Ko- 


sten für Unterrichtsprogramme übernimmt, die stär- 
ker auf die kontinuierliche Erziehung und auf den 
Zugang dieser Jugend zum Arbeitsmarkt - gleich- 
gültig, ob im Aufnahme- oder Herkunftsland ~ ab- 
gestellt sind. 


Wohnungsbeihilfen 

Die Wohnraumversorgung der Wanderarbeitnehmer 
ist nach wie vor eines der Hauptprobleme der Gast- 
länder. In den meisten dieser Länder besteht Woh- 
nungsnot, vor allem eine Knappheit an Sozialwoh- 
nungen oder Wohnungen zu niedrigen Mieten in 
den städtischen Industriegebieten. Dieser Mangel ist 
durch den wachsenden Zustrom der Wanderarbeit- 
nehmer, ihren verlängerten Aufenthalt und somit 
durch den immer stärkeren Druck, den sie ausüben, 
um ihre Familie nachkommen zu lassen, noch fühl- 
barer geworden. Aus den verschiedensten Gründen 
werden die Wanderarbeitnehmer von der Woh- 
nungsnot stärker betroffen als die Angehörigen der 
Gastländer. Dies liegt hauptsächlich an den Mieten, 
den niedrigen Einkommen, dem Mangel an Sozial- 
wohnungen in den Zuwanderimgsgebieten der Wan- 
derarbeitnehmer, den Vorurteilen seitens der ein- 
heimischen Bevölkerung usw. 

Der Mangel an angemessenen Wohnungen kann 
eine ständige Quelle der Benachteiligung der Wan- 
derarbeitnehmer gegenüber den inländischen Arbeit- 
nehmern sein. Seine Beseitigung ist auch eine Vor- 
aussetzung für die schnellere Eingliederung dieser 
Menschen in die neue gesellschaftliche Umwelt. 

Die Entscheidung darüber, welche Art von Beihilfe 
den unmittelbaren Bedürfnissen der Arbeitnehmer 
und ihrer Familienangehörigen am besten entspricht, 
fällt jedoch nicht leicht. Die Kommission schlägt dem 
Rat vor, eine Beihilfe von begrenztem Umfang in 
Erwägung zu ziehen, mit der die unter Nummer 
B 21 vorgesehene Beihilfe (Leistungen, die von den 
Wohnheimen an die Jugendlichen gewährt werden) 
erweitert und die Kosten für die Leistungen gedeckt 
werden können, die von den Wohnheimen, Durch- 
gangsstätten und sonstigen Unterkünften gewährt 
werden, welche von in der Aufnahme der Wander- 
arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen spe- 
zialisierten Organen verwaltet werden. 

Um sicherzustellen, daß vorzugsweise der Bedarf 
der ersten Unterbringung gedeckt wird, dürfen die 
Kosten, die aus dem Sozialfonds erstattet werden, 
die Miete eines Zeitraums von sechs Monaten - von 
der Ankunft im Aufnahmeland an gerechnet - nicht 
überschreiten. 
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